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642. Verordnung: Bundeseinheitliche Bewertung bestimmter Sachbezüge für 1992 und ab 1993
643. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Externistenprüfungen
644. Verordnung: Änderung der Wohnbaustatistik-Verordnung 1980

642. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen über die bundeseinheitliche Bewer-
tung bestimmter Sachbezüge für 1992 und ab

1993

Zu § 15 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes
1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:

Wert der vollen freien Station
§ 1.(1) Der Wen der vollen freien Station beträgt

für 1992 2400 S monatlich, ab 1. Jänner 1993
2 700 S monatlich. In diesen Werten sind enthalten:

— Die Wohnung (ohne Beheizung und Beleuch-
tung) mit 1/10,

— die Beheizung und Beleuchtung mit 1/10,
— das erste und zweite Frühstück mit je 1/10,
— das Mittagessen mit 3/10,
— die Jause mit 1/10,
— das Abendessen mit 2/10.
(2) Wird die volle freie Station nicht nur dem

Arbeitnehmer, sondern auch seinen Familienange-
hörigen gewährt, so erhöhen sich die genannten
Beträge

— für den Ehegatten (Lebensgefährten) um 80%,
— für jedes Kind bis zum 6. Lebensjahr um 30%,
— für jedes nicht volljährige Kind im Alter von

mehr als 6 Jahren um 40% und
— für jedes volljährige Kind sowie jede andere

im Haushalt des Arbeitnehmers lebende
Person, sofern der Arbeitgeber die volle freie
Station gewährt, um 80%.

(3) Werden im Zusammenhang mit der Gewäh-
rung der vollen freien Station Kostenersätze durch
den Arbeitnehmer geleistet, vermindert sich der
Betrag von 2 400 S bzw. 2 700 S um den
entsprechenden Anteilswert im Sinne des Abs. 1.

Wohnraumbewertung
§ 2. (1) Der Wert des Wohnraumes, den der

Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern kostenlos oder
verbilligt zur Verfügung stellt, ist mit folgenden
Quadratmeterpreisen pro Monat anzusetzen:

(2) Im Falle einer Generalsanierung gilt das
Kalenderjahr des Abschlusses der Sanierung als
Baujahr.

(3) Die Ermittlung des Wohnflächenausmaßes ist
nach den Bestimmungen der Wohnbauförderungs-
gesetze vorzunehmen.

(4) Die Quadratmeterpreise beinhalten auch die
üblichen Betriebskosten. Sind die Betriebskosten
vom Dienstnehmer zu bezahlen, ist von den
Quadratmeterpreisen ein Abschlag von 20% vorzu-
nehmen. Bei angemieteten Wohnungen sind die
Quadratmeterpreise der um 25% gekürzten tatsäch-
lichen Miete (samt Betriebskosten) einschließlich
der vom Arbeitgeber bezahlten Betriebskosten
gegenüberzustellen; der höhere Wert bildet den
maßgeblichen Sachbezug.

(5) Sofern die Heizkosten durch den Arbeitgeber
bezahlt werden, ist bei allen Kategorien von
Wohnraum ganzjährig ein Heizkostenzuschlag von
8 S pro m2 anzusetzen. Kostenbeiträge des Arbeit-
nehmers kürzen diesen Zuschlag.

(6) Der Heizkostenzuschlag bei angemieteten
Objekten ist ungekürzt anzusetzen. Bei angemiete-
ten Wohnungen ist der Heizkostenzuschlag um
Beiträge des Arbeitnehmers zu kürzen.

Deputate in der Land- und Forstwirtschaft
§ 3. (1) Der Wert der Wohnungen, die Arbeitern

in der Land- und Forstwirtschaft kostenlos oder
verbilligt zur Verfügung gestellt werden, beträgt für
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1992 2400 S jährlich (200 S monatlich), ab
1. Jänner 1993 2 640 S jährlich (220 S monatlich).

(2) Für ständig in der Land- und Forstwirtschaft
beschäftigte Angestellte gilt folgendes:

1. Der Wert des Grunddeputats (freie Wohnung,
Beheizung und Beleuchtung) beträgt bei

2. Für den unentgeltlichen Verbrauch von
höchstens 70 kWh monatlich bei Angestellten
mit Angehörigen bzw. höchstens 35 kWh
monatlich bei alleinstehenden Angestellten ist
kein Sachbezug anzusetzen. Als Familiener-
halter ist jene Person anzusehen, die minde-
stens für eine weitere Person, mit welcher sie
im gemeinsamen Haushalt lebt, sorgt oder auf
Grund der lohngestaltenden Vorschriften als
Familienerhalter anzuerkennen ist.

3. Werden nur einzelne Bestandteile des Grund-
deputats gewährt, dann sind anzusetzen:
— Die Wohnung mit 40%,
— die Heizung mit 50%,

und
— die Beleuchtung mit 10%.

Privatnutzung des arbeitgebereigenen
Kraftfahrzeuges

§ 4. (1) Besteht für den Arbeitnehmer die
Möglichkeit, ein arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug
für nicht beruflich veranlaßte Fahrten einschließlich
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zu
benützen, dann ist ein Sachbezug von 1,5% der
tatsächlichen Anschaffungskosten des Kraftfahr-
zeuges (einschließlich Umsatzsteuer und Normver-
brauchsabgabe), maximal 7 000 S monatlich, anzu-
setzen. Die Anschaffungskosten umfassen auch
Kosten für Sonderausstattungen.

(2) Beträgt die monatliche Fahrtstrecke für
Fahrten im Sinne des Abs. 1 im Jahr nachweislich
nicht mehr als 500 km, ist ein Sachbezugswert im
halben Betrag (0,75% der tatsächlichen Anschaf-
fungskosten, maximal 3 500 S monatlich) anzuset-
zen. Unterschiedliche Fahrtstrecken in den einzel-
nen Lohnzahlungszeiträumen sind unbeachtlich.

(3) Ergibt sich bei Ansatz von 7 S (Fahrzeugbe-
nützung ohne Chauffeur) bzw. 10 S (Fahrzeugbe-
nützung mit Chauffeur) pro Kilometer Fahrtstrecke
im Sinne des Abs. 1 ein um mehr als 50% geringerer
Sachbezugswert als nach Abs. 2, ist der geringere
Sachbezugswert anzusetzen. Voraussetzung ist, daß

sämtliche Fahrten lückenlos in einem Fahrtenbuch
aufgezeichnet werden.

(4) Bei Gebrauchtfahrzeugen ist für die Sachbe-
zugsbewertung der Listenpreis im Zeitpunkt der
erstmaligen Zulassung des Fahrzeuges maßgebend.
Sonderausstattungen bleiben dabei unberücksich-
tigt. Anstelle dieses Betrages können die nachgewie-
senen tatsächlichen Anschaffungskosten (ein-
schließlich allfälliger Sonderausstattungen und
Rabatte) im Sinne des Abs. 1 des ersten Erwerbes
des Kraftfahrzeuges zugrundegelegt werden.

(5) Bei geleasten Kraftfahrzeugen ist der
Sachbezugswert von jenen Anschaffungskosten im
Sinne des Abs. 1 zu berechnen, die der Berechnung
der Leasingrate zugrundegelegt wurden.

(6) Bei Vorführkraftfahrzeugen sind die um 20%
erhöhten tatsächlichen Anschaffungskosten im
Sinne des Abs. 1 anzusetzen.

(7) Kostenbeiträge des Arbeitnehmers an den
Arbeitgeber mindern den Sachbezugswert. Bei
einem einmaligen Kostenbeitrag besteht ein Wahl-
recht, diesen auf fünf Jahre vom laufend ermittelten
Sachbezugswert abzuziehen oder den Sachbezugs-
wert von den um den Kostenbeitrag geminderten
Anschaffungskosten zu berechnen. Trägt der
Arbeitnehmer Treibstoffkosten selbst, so ist der
Sachbezugswert nicht zu kürzen.

Zinsenersparnisse bei zinsverbilligten oder
unverzinslichen Arbeitgeberdarlehen

(Gehaltsvorschüssen)

§ 5. (1) Die Zinsenersparnis bei unverzinslichen
Arbeitgeberdarlehen ist mit 7% anzusetzen.

(2) Die Höhe der Raten und die Rückzahlungs-
dauer haben keinen Einfluß auf das Ausmaß des
Sachbezuges. Die Zinsenersparnis ist mit 7% des
aushaftenden Kapitals (abzüglich allfälliger vom
Arbeitgeber verrechneter Zinsen) zu berechnen. Die
Zinsenersparnis ist ein sonstiger Bezug im Sinne des
§ 67 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes
1988. Für Zinsenersparnisse aus Gehaltsvorschüssen
bis zu 60 000 S ist kein Sachbezug anzusetzen.
Übersteigt ein Gehaltsvorschuß den Betrag von
60 000 S, ist ein Sachbezug nur von dem überstei-
genden Betrag zu ermitteln.

Lacina

643. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst, mit der die Verordnung
über die Externistenprüfungen geändert wird

Auf Grund des § 42 des Schulunterrichtsgesetzes,
BGBl. Nr. 472/1986, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 455/1992, wird verordnet:



217. Stück - Ausgegeben am 9. Oktober 1992 — Nr. 643 2933

Die Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt und Kunst über die Externistenprüfungen,
BGBl. Nr. 362/1979, in der Fassung der Verord-
nungen BGBl. Nr. 220/1980, BGBl. Nr. 130/1989
und BGBl. Nr. 136/1991 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 Z 8 wird jeweils nach dem Wort
„Werkerziehung" der Klammerausdruck „(Techni-
sches Werken, Textiles Werken)" eingefügt.

2. Im § 2 Abs. 1 Z 4 wird in lit. d der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 5
angefügt:
„5. den Bereich oder die Bereiche für eine

allfällige mündliche Schwerpunktprüfung im
Rahmen der Hauptprüfung von Externisten-
reifeprüfungen an allgemeinbildenden höhe-
ren Schulen."

3. Im § 3 treten an die Stelle der bisherigen Abs. 1
und 2 folgende Absätze:

„(1) Grundvoraussetzung für die Zulassung zur
Ablegung einer Externistenprüfung ist, daß der
Prüfungskandidat zum (ersten) Prüfungstermin
nicht jünger ist als ein Schüler bei Absolvierung des
betreffenden Bildungsganges ohne Wiederholen
oder Überspringen von Schulstufen wäre.

(2) Hat der Prüfungskandidat vor dem Antritt zur
Externistenprüfung eine Schule besucht und eine
oder mehrere Stufen dieser Schule nicht erfolgreich
abgeschlossen, so darf er zur Externistenprüfung
über eine Schulstufe der betreffenden Schulart
(Form, Fachrichtung) oder über die Schulart (Form,
Fachrichtung) gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 und 3
frühestens zwölf Monate nach der zuletzt nicht
erfolgreich abgeschlossenen Schulstufe antreten.
Dies gilt auch für den Antritt zu einer oder
mehreren Externistenprüfungen gemäß § 1 Abs. 1
Z 1, sofern durch die Ablegung der erfolgreiche
Abschluß einer Schulstufe oder Schulart (Form,
Fachrichtung) erreicht werden könnte.

(3) Bei Externistenreifeprüfungen, Externisten-
reife- und Befähigungsprüfungen, Externistenbefä-
higungsprüfungen und Externistenabschlußprüfun-
gen gemäß § 1 Abs. 1 Z 4 bezieht sich das im Abs. 1
genannte Alterserfordernis auf den Zeitpunkt der
Zulassung zur Hauptprüfung. Zur Hauptprüfung
darf der Prüfungskandidat frühestens sechs Monate
nach dem Zeitpunkt der zuletzt erfolgreich
abgelegten Zulassungsprüfung (§ 9 Abs. 1 und 3)
antreten. Hat ein Prüfungskandidat im Rahmen
seiner bisherigen Schullaufbahn eine Reifeprüfung,
Reife- und Befähigungsprüfung, Befähigungsprü-
fung oder eine Abschlußprüfung nicht erfolgreich
abgeschlossen, darf er zur Hauptprüfung einer
entsprechenden Externistenprüfung nicht früher
antreten, als dies bei sinngemäßer Anwendung der
Bestimmungen über die Wiederholung der nicht
erfolgreich abgelegten Prüfung nach den diesbezüg-
lichen Prüfungsvorschriften möglich ist."

4. Im § 3 erhalten die bisherigen Abs. 3 bis 9 die
Absatzbezeichnungen „(4)" bis „(10)".

5. § 3 Abs. 6 (neu) lautet:

„(6) Die Zulassung zur Externistenprüfung hat
im Falle des § 1 Abs. 1 Z 1 den Unterrichtsgegen-
stand oder die Unterrichtsgegenstände, die Schul-
stufe oder die Schulstufen und die Schulart (Form,
Fachrichtung), im Falle des § 1 Abs. 1 Z 2 die
Schulstufe oder die Schulstufen und die Schulart
(Form, Fachrichtung), im Falle des § 1 Abs. 1 Z 3
und Z 4 die Schulart (Form, Fachrichtung) und in
allen Fällen den Prüfungstermin oder die Prüfungs-
termine zu bezeichnen. Standen den Prüfungskan-
didaten mehrere Prüfungsgebiete (§ 2 Abs. 1 Z 4)
zur Wahl, so ist das gewählte Prüfungsgebiet sowie
bei Externistenreifeprüfungen an allgemeinbilden-
den höheren Schulen der gewählte Prüfungsbereich
oder die gewählten Prüfungsbereiche einer allfälli-
gen mündlichen Schwerpunktprüfung (§ 2 Abs. 1
Z 5) in der Zulassung zu nennen. Wurde bei einem
Ansuchen gemäß § 2 Abs. 2 Z 3 zweiter Halbsatz
nicht ein Vorschlag für alle Prüfungstermine
eingebracht, so sind nur die Prüfungsgebiete für
jene Zulassungsprüfungen festzusetzen, für die der
Prüfungskandidat einen Vorschlag eingebracht hat;
ferner ist der frühestmögliche Termin der Haupt-
prüfung bekanntzugeben."

6. Im § 3 Abs. 9 (neu) lautet der erste Satz:

„Die Zulassung zu einer Hauptprüfung einer
Externistenreife- und Befähigungsprüfung an einer
Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik und
einer Bildungsanstalt für Erzieher ist von einer
entsprechenden Einführung in die Praxis der
Erziehertätigkeit (in Kindergärten, Horten oder
Heimen) abhängig zu machen."

7. § 6 Abs. 3 lit. b und c lauten:
,,b) aus einer mündlichen Teilprüfung und prakti-

schen Klausurarbeit in Unterrichtsgegenstän-
den mit überwiegend praktischer Tätigkeit
gemäß § 9 Abs. 2 der Leistungsbeurteilungs-
verordnung, BGBl. Nr. 371/1974, sofern die
Abhaltung einer mündlichen Prüfung gemäß
§ 5 Abs. 11 der Leistungsbeurteilungsverord-
nung nicht zulässig ist, sowie in Musikerzie-
hung und Instrumentalmusik in Bildungsan-
stalten für Kindergartenpädagogik und Bil-
dungsanstalten für Erzieher,

c) aus einer praktischen Klausurarbeit in Unter-
richtsgegenständen mit überwiegend prakti-
scher Tätigkeit gemäß § 9 Abs. 2 der Lei-
stungsbeurteilungsverordnung, wenn die Ab-
haltung einer mündlichen Prüfung gemäß § 5
Abs. 11 der Leistungsbeurteilungsverordnung
unzulässig ist,"

8. Im § 9 Abs. 2 lautet der zweite Satz:

„Die Bestimmungen über die Jahresprüfungen und
bei Externistenreifeprüfungen der allgemeinbilden-
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den höheren Schule auch jene über die Vorprüfun-
gen in der Form der Fachbereichsarbeit sind nicht
anzuwenden."

9. Dem § 9 Abs. 3 wird angefügt:

„Sofern auf Zulassungsprüfungen ein bisheriger
Schulbesuch oder frühere Prüfungen gemäß § 4
Abs. 2 Z 1 angerechnet werden, gelten sie als im
Zeitpunkt des Abschlusses des betreffenden Schul-
besuches oder der betreffenden Prüfung als
abgelegt."

10. Im § 9 Abs. 4 entfällt die Zitierung „ , BGBl.
Nr. 472/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 255/1989".

11. Im § 20 Abs. 1 Z 3 wird der Strichpunkt durch
einen Beistrich ersetzt und angefügt:

„bei Pflichtgegenständen mit Leistungsdifferenzie-
rung die gewählte Leistungsgruppe, sofern diese aus
der Bezeichnung des Prüfungsgebietes nicht hervor-
geht;"

12. Im § 20 Abs. 14 entfällt der dritte Satz.

13. § 24 lautet:

„§ 24. Externistenprüfungen, für die die Zulas-
sung vor dem 1. September 1992 erfolgt ist, können
auch nach den Bestimmungen dieser Verordnung in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 643/1992
fortgesetzt werden."

14. Nach § 25 wird folgender § 26 angefügt:

„§ 26. § 1 Abs. 2 Z 8, § 2 Abs. 1 Z 5, § 3 Abs. 1 bis
10, § 6 Abs. 3 lit. b und c, § 9 Abs. 2, 3 und 4, § 20
Abs. 1 Z 3 und Abs. 14 sowie § 24 dieser Verord-
nung in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 643/1992 treten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft."

Scholten

644. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über eine
Änderung der Wohnbaustatistik-Verordnung

1980

Auf Grund des § 7 Abs. 7 des Bundesstatistikge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 91, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 448/1990, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen verordnet:

Die Wohnbaustatistik-Verordnung 1980, BGBl.
Nr. 342/1979, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 624/1989, wird wie folgt geändert:

§ 7 lautet:

„§ 7. Die Gemeinden erhalten für die Kosten, die
ihnen bei der Mitwirkung an den Erhebungen
entstehen, eine Pauschalabfindung. Diese beträgt je
Baubewilligungsmeldung

im Jahr 1992 80,40 S,
ab 1. Jänner 1993 90,— S."

Schüssel


